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1. T e i l 

Einleitung 

1. Kapitel 

Einführung in die Themenstellung 

In dem Maße, in dem der Bundestag einzelne Aufgaben unwiderruflich 
auf andere Stellen überträgt - im Rahmen der europäischen Integration 
etwa auf Organe der Europäischen Gemeinschaft, aber auch innerstaatlich 
auf bestimmte weisungsfrei  arbeitende Organe - stellt sich die Frage, ob 
der Bürger einen Anspruch darauf hat, daß derartige Kompetenzverlagerun-
gen von dem unmittelbar gewählten und vom Souverän daher unmittelbar 
zu kontrollierenden Parlament auf andere Institutionen unterbleiben, sofern 
dadurch Verfassungsnormen verletzt werden. Denn es bestünde die Gefahr, 
daß das Parlament durch weitreichende Kompetenzübertragungen unwider-
ruflich eigene Entscheidungs- oder Kontrollbefugnisse einbüßt, so daß in 
letzter Konsequenz das Wahlrecht des Einzelnen entwertet oder zumindest 
gemindert würde. 

Auch wenn diese Fragestellung, wenn sie abstrakt formuliert  wird, allen-
falls von theoretischem Interesse zu sein scheint, so hat es doch bereits in 
der Praxis zumindest einen Anwendungsfall gegeben, in dem eine auf die 
Verletzung des subjektiven Wahlrechts in Art. 38 Abs. 1 GG gestützte Ver-
fassungsbeschwerde vom Bundesverfassungsgericht  als zulässig angesehen 
und mithin die Möglichkeit einer diesbezüglichen Rechtsverletzung - „Be-
schwerdebefugnis" im Sinne des § 90 Abs. 1 BVerfGG - immerhin bejaht 
wurde: In dem sogenannten „Maastricht-Urteil"1 verwarf  das Bundesverfas-
sungsgericht mehrere Verfassungsbeschwerden,  die gegen das Ratifikations-
gesetz zum „Maastricht-Vertrag", 2 bzw. gegen das Gesetz zur Änderung des 
Grundgesetzes vom 21.12.19923 gerichtet waren. Überraschend war nach 
Ansicht vieler Beobachter dabei weniger das Ergebnis der (abweisenden) 
Entscheidung, als vielmehr die Tatsache, daß das Gericht eine der Verfas-
sungsbeschwerden, die des Beschwerdeführers  Manfred  Brunner,  überhaupt 

1 BVerfG, Urteil vom 12.10.1993, BVerfGE 89, 155 ff. 
2 Gesetz zum Vertrag vom 7. Februar 1992 über die Europäische Union, BGBl. 

1992 II, S. 1251 ff. 
3 Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes, BGBl. 1992 I, S. 2086 f. 
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als zulässig ansah, soweit darin eine Verletzung des Art. 38 Abs. 1 GG 
gerügt wurde. In der Urteilsbegründung erkannte das Bundesverfassungsge-
richt nämlich dem Individuum ein „subjektives, materielles Recht auf De-
mokratie",4 oder, wie es vereinzelt auch genannt wurde, „Grundrecht auf 
echten Parlamentarismus",5 zu. Bereits im ersten Leitsatz des Urteils stellt 
das Gericht fest: 

„Im Anwendungsbereich des Art. 23 GG schließt Art. 38 GG aus, die durch die 
Wahl bewirkte Legitimation und Einflußnahme auf die Ausübung von Staatsge-
walt durch die Verlagerung von Aufgaben und Befugnissen des Bundestages so 
zu entleeren, daß das demokratische Prinzip, soweit es Art. 79 Abs. 3 GG in Ver-
bindung mit Art. 20 Abs. 1 und 2 GG für unantastbar erklärt, verletzt wird".6 

Das Bundesverfassungsgericht  hat darüber hinaus auch im Rahmen der 
„Euro-Entscheidungen"7 Anlaß zur Prüfung dieses subjektiven Rechts gese-
hen, wenngleich die Möglichkeit einer Verletzung vom Gericht im konkre-
ten Fall dort jeweils verneint wurde. Immerhin aber liegt darin eine Bestäti-
gung der im „Maastricht-Urteil" erstmals angewendeten Auslegung des 
Art. 38 GG. 

Nicht zu verkennen ist freilich, daß die Problematik der möglichen Gren-
zen, die das Verfassungsrecht  einer Kompetenzverlagerung vom Parlament 
auf andere Institutionen oder Organe zieht, sowie die Frage, inwieweit der 
Einzelne dadurch in subjektiven Rechten verletzt ist, sich nicht lediglich im 
Rahmen der europäischen Einigung stellen. Ebenfalls denkbar sind Fälle 
internationaler Zusammenarbeit außerhalb der EU/EG, welche Fragen be-
treffen,  die nach deutschem Verfassungsrecht  einem Parlamentsvorbehalt 
unterliegen. Ein möglicherweise realitätsnahes Beispiel wäre beispielsweise 
die Anordnung von Bundeswehreinsätzen im Rahmen der Vereinten Natio-
nen, der NATO oder der WEU, die nach bisherigem Verfassungsrecht  einen 
auf den konkreten Einsatz bezogenen Bundestagsbeschluß erfordern. 8 Bei 

4 So Hillgruber,  FS Leisner, S. 53 (70); vgl. auch Meessen,  NJW 1994, 549 
(550): „Demokratieprinzip als subjektives Recht"; Epiney,  Der Staat 34 (1995), 557 
(567): „subjektives Recht auf die Beachtung des Demolo-atieprinzips"; ähnlich Fro-
ntoni,  JZ 1995, 800 (801): „Anspruch jeden Bürgers auf Aufrechterhaltung  der De-
mokratie"; siehe auch denselben,  RDP 111 (1995), 323 (355): „droit à être gou-
verné démocratiquement"; H.-P.  Ipsen, EuR 1994, 1 (2): „Anspruch auf Existenz in 
einer demokratisch verfaßten Staatlichkeit"; ferner  Abbott,  GYIL 37 (1994), 137 
(141): „right to adequate democratic representation"; Biskup,  ThürVBl. 1999, 49 
(53): „demokratisches Teilhaberecht". 

5 Vgl. Schachtschneider,  RuP 1994, 1; derselbe,  Neue Epoche 1994, 38 (39 f.); 
Gassner,  Der Staat 34 (1995), 429 (431); noch anders E. Klein,  GS Grabitz, S. 271 
(272): „Grundrecht auf substantielle Kompetenzausstattung des Parlaments". 

6 BVerfG, Urteil vom 12.10.1993, BVerfGE 89, 155. 
7 Zuerst BVerfG, Beschluß vom 31.3.1998, BVerfGE 97, 350 ff.;  nachfolgend dann 

BVerfG (3. Kammer des 2. Senats), Beschluß vom 22.6.1998, NJW 1998, 3187 f. 
8 BVerfG, Urteil vom 12.7.1994, BVerfGE 90, 286 (381 ff.). 
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Zustimmung zu einer völkerrechtlichen Vereinbarung, die der jeweiligen In-
ternationalen Organisation die verbindliche Entscheidung darüber ermög-
lichte, in welchen Fällen (auch) deutsche Streitkräfte  eingesetzt würden,9 

könnte das genannte subjektive Recht aus Art. 38 GG berührt sein. Auch 
im rein innerstaatlichen Staatsorganisationsrecht könnte das Problem der 
Kompetenzübertragungen aktuell werden, wenn etwa der Bundestag in 
weitem Umfang Legislativ- oder Kontrollbefugnisse auf eine Stelle über-
trüge, die weisungsfrei,  d.h. mangels Einbindung in die Verwaltungshierar-
chie ohne eigene demokratische Legitimation, arbeitete.10 Sofern eine der-
artige Institution die Möglichkeit hätte, in Grundrechte einzugreifen, „we-
sentliche" Entscheidungen (im Sinne der Wesentlichkeitstheorie) zu treffen, 
oder andere staatliche Organe zu kontrollieren, bestünde möglicherweise 
auch im innerstaatlichen Raum ein subjektiv-rechtliches Interesse, die Frage 
der Verfassungsmäßigkeit  derartiger Zuständigkeitsübertragungen verfas-
sungsgerichtlich klären zu lassen. 

Prozessual hätte das zur Folge, daß ein wahlberechtigter Bürger bereits die 
Kompetenzverlagerung als solche mit Hilfe der Verfassungsbeschwerde  an-
greifen könnte. Bei einem völkerrechtlichen Vertrag könnte somit - siehe das 
Maastricht-Verfahren  - schon das Zustimmungsgesetz mit der darin enthalte-
nen Zuständigkeitsübertragung angegriffen  werden. Ein Grundrechtsträger 
müßte dann nicht erst, wie nach dem bisherigen Verständnis, den Erlaß eines 
(auch) ihn in sonstigen grundrechtlichen oder grundrechtsähnlichen Gewähr-
leistungen belastenden staatlichen Aktes - auf dem Gebiet der europäischen 
Integration etwa den Erlaß einer Richtlinie oder Kommissionsentscheidung, 
im oben angedeuteten Bundeswehrfall  zum Beispiel einen Einberufungs-
befehl, bei der Ermächtigung innerstaatlicher Organe etwa den Erlaß eines 
Verwaltungsakts - abwarten. Nach überkommener Rechtslage würde die Zu-
lässigkeit der Kompetenzübertragung erst im Rahmen des gegen diesen Akt 
gerichteten Rechtsschutzbegehrens inzidenter bei der formellen Rechtmäßig-
keit, genauer gesagt, bei der Frage geprüft,  ob der belastende Akt von dem 
(verfassungsrechtlich)  zuständigen Träger hoheitlicher Gewalt erlassen 
wurde. Prozessuale Folge der Annahme eines solchen subjektiven Rechts 
aus Art. 38 Abs. 1 GG wäre also einerseits eine Vorverlegung der Rechts-
schutzmöglichkeit auf den Zeitpunkt der Kompetenzübertragung. Anderer-
seits gäbe es zumindest im Regelfall mehr Klageberechtigte, da nicht nur die 
Adressaten eines gesonderten Grundrechtseingriffs  klage- und verfassungs-
beschwerdebefugt wären, sondern möglicherweise alle Wahlberechtigten. 

9 Zur Erweiterung des NATO-Vertrages durch Beschlüsse der im Nordatlantikrat 
vertretenen Regierungen der Mitgliedstaaten ausführlich  Hillgruber,  FS Leisner, 
S. 53 ff. 

1 0 Zu derartigen „Entparlamentarisierungstendenzen" Kirchhof,  Süddeutsche Zei-
tung, Nr. 275 vom 27728.11.1999, S. 14. Weitere Konstellationen bei Epiney,  Der 
Staat 34 (1995), 557 (572 f.). 


